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Wed Agb. 


Deutſcher Reichstag. 
10. Sitzung vom 8. März. 

Präſident v. Goßler eröffnet die Sitzung 
um 12½ Uhr. f 

Am Tiſche des Bundesrathes: von Bötticher, 
Scholz, Graf Baſſewitz, von Prollius, von Fabre 
du Faur, Tiedemann. 

Die Kommiſſion zur Vorberathung des Ge- 
ſetzentwurfs betreffend die Fürſorge für die Witt⸗ 
wen und Waiſen der Reichsbeamten hat ſich kon⸗ 
ſtituirt und den Abg. von Bernuth zu ihrem Vor- 
ſitzenden gewählt. 

Tagesordnung: 

J. Mündlicher Bericht der Geſchäftsord⸗ 
nungs-Kommiſſion betreffend die Frage über die 
Fortdauer des Mandates des Abg. Freiherrn von 
Hertling. 0 

Die Kommiſſion beantragt, das Mandat des 
Abg. Freiherrn von Hertling durch feine Ernen- 
nung zum außerordentlichen Prefeſſor der Univer- 
ſität Bonn für nicht erloſchen zu erklären. 

Das Haus beſchließt demgemäß. 

II. Eiſte Berathung des Geſetzentwurfs be- 
treffend die Abänderung der Artikel 13, 24, 69 
und 72 der Reichsverfaſſung (Herbeiführung zwei⸗ 
jähriger Budgets und vierjähriger Legislatur⸗ 
Perioden) in Verbindung mit den Antrage Rickert, 

Fertigſtellung des Etatsgeſetzes für das Reich vor 
den Etatsgeſetzen der Einzelſtaaten. 

Abg. v. Bennigſen erklärt ſich gegen 
den Geſetzentwurf. Redner ſpricht zunächſt feine 
Verwunderung darüber aus, daß die verbündeten 


Ze 


kenne weder in Europa noch in Amerika irgend 


einen großen Staat, deſſen Verfaſſung nicht die 
alljährliche Berufung der Volksvertretung und die 
alljährliche Feſtſtellung des Etats ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt. Die Rechte des deutſchen Volkes in die⸗ 
ſem Punkte zu alteriren, das dürſe nur geſchehen, 
wenn die dringende Nothwendigkeit dazu vorliegt, 
nicht aber aus praktiſchen Geſichtspunkten. Redner 
führt dann weiter aus, daß es nicht wohlgethan 
ſei, die Entwickelung des deutſchen Reiches, nach- 
dem es gelungen iſt, die zentrifugalen Kräfte in 
demſelben in ein gewiſſes Gleichgewicht zu brin- 
gen, zu ſtören und die Feſtigkeit des Reiches zu 
erſchüttern. Der Reichstag habe alle Veran- 
laſſung, die Rechte des deutſchen Volkes ſicher 
zu ſtellen und ſeinen Einfluß auf die Reichs- 
Verwaltung nicht einſchränken zu laſſen. Dazu 
ſei es aber nothwendig, daß der Reichstag alle 
Jahre auf einige Monate einberufen wird, nicht 
im eigenen Intereſſe, ſondern im Intereſſe des 
Geſammtwohles, das er vertritt. (Lebhafter Bei⸗ 
fall links.) 


1 Mg. Irbr. v. Marſchall (konſ): Auch 
die konſervative Partei halte es für ihre haupt- 
ſächlichſte Aufgabe, die verfaſſungsmäßigen Rechte 
des Volles zu ſchützen. Aber darin trennen ſich 
ihre Wege von denen der liberalen Partei, daß ſie 
den Schwerpunkt der Regierung nicht in das Par- 
lament verlegen will. Die konſervative Partei 
halte eine Verlängerung der Legislaturperiode für 
wünſchenswerth, ebenſo die Verlängerung der Etats⸗ 
periode auf zwei Jahre. Die Vereinfachung des 


Regierungen dieſe Vorlage abermals eingebracht, Parlamentarismus würde dem öffentlichen Leben 


obgleich nicht bekannt geworden, daß im vergan- nur zum Wohle dienen. 


Dagegen ſei die konſer⸗ 


genen Jahre ſeitens der verbündeten Regierungen vative Partei der Meinung, daß die Einberufung 
oder vom Fürſten Bismarck eine Anregung für die] des Reichstages alle zwei Jahre für abſehbare Zeit 


N 


Durchberathung dieſes Geſetzentwurfs gegeben ijt. |unaneführbar- ift. 
Hier handele es ſich um eine Vorlage, die, wenn] Aufgaben 


Der Reichstag ſtehe vor großen 
und gerade die konſervative Partei 


fie Geſett wird, die ganze politiſche Stellung des glaube, daß die Reichs ⸗Geſetzgebung noch lange 


Parlaments weſentlich beeinträchtigen würde. Seine 
politiſchen Freunde würden einſtimmig gegen die 
Vorlage ſtimmen. Redner geht nunmehr auf die 
praktiſchen und poiitiſchen Geſichtspunkte dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorlage ausführlich ein. Eine Annahme der— 
ſelben würde keine fachlichen Vortheile, wohl aber 
ganz erhebliche praktiſche Nachtheile zur Folge ba- 
ben. Wirkliche Vortheile würden ſich dagegen bei 
Annahme des Rickert'ſchen Antrages erzielen laſſen; 
die Landtage würden dann jedesmal für den Etat 
feſte Zahlen vor ſich haben, für die Feſtſtellung 
des Etats in den Einzelſtaaten würden dann 
Schwierigkeiten und Inlonvenienzen nicht mehr 
vorhanden ſein. Die Vorlage würde den damit 
verbundenen Zweck niemals erreichen, denn ſie hat 


zur Vorausſetzung, daß auch in den Einzelland⸗ 


tagen eine gleiche Maßregel zur Durchführung ge- 
langt. An den Verhandlungen über den Etat 
würde bekanntlich eine Kritik der ganzen Verwal- 
tung geknüpft und dieſe Kritik habe in Preußen 
ſeit Beginn des Kulturkampfes Dimenſionen ange- 
nommen, welche es der Centrumspartei — er wiſſe 
allerdings nicht, welche Stellung dieſelbe dieſer 
Frage gegenüber einnehme — unmöglich macht, in 
Preußen für eine ſolche Maßregel zu ſtimmen. 
So lange der Kulturkampf dauere, könne das 
Centrum hierauf nicht eingehen, es kann nicht dar- 
auf verzichten, die Beſchwerden ſeiner Wähler in 
jedem Jahre zur Kenntniß der Regierung und des 
Landes zu bringen. Solle ferner die Aufſtellung 
des Etats einen ernſthaften Werth haben, dann 
müßten die Zahlen der Ausgaben und Einnahmen 
wenigſtens mit annähernder Sicherheit aufgeſtellt 
werden können. Bei der Auſſtellung eines zwei⸗ 
jährigen Etats ſei dieſe Sicherheit nicht mehr vor- 
handen; noch weniger ſei dies der Fall, wenn 
man berückſichtigt, daß die Wirkungen der neuen 
Zollgeſetzgebung noch gar nicht einmal bekannt 
ſind, und die Steuerreform noch nicht zum Ab- 
ſchluß gebracht iſt. Die Einzellandtage würden 
mehr wie je im Dunkeln ihre Vorſchläge machen; 
fie würden auf dieſe Weiſe in eine viel ungün- 
ſtigere Lage gebracht werden, als fie ſich gegen- 
wärtig beſinden. Die Folge davon würde ſein, 
daß eine optimiſtiſche Finanz Verwaltung ver- 
ſchwenderiſch wirthſchaften, eine peſſimiſtiſche 
aber bei Bemeſſung der Ausgaben das öffentliche 
Intereſſe verletzen würde. Seine Partei könne 


nicht zugeben, daß die politiſchen Rechte des 
Reichstages eingeſchränkt werden, daß die Beſchwer⸗ 
den, die alle Jahre vor ihn gebracht werden, erſt 
alle zwei Jahre zur Verhandlung gelangen. 


nicht zum Abſchluß gebracht werden könne. 
Ihr ſchwebe nur das eine Ziel vor, dafür zu 
ſorgen, daß das deutſche Volk mehr und mehr 
ſich in unſerem Verfaſſungsleben wohl fühle und 
an den Früchten deſſelben freudigen Anteil 
nehme. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Olpe) iſt 
der Meinung, daß der Schwerpunkt der Vorlage 
in der vorgeſchlagenen Aenderung des Artikel 13 
liege, wonach die Berufung des Reichstages und 
des Bundesrathes alljährlich ſtattzufinden habe. 
Die Abänderung des Art. 69, der einjährige Bud- 
gelperioden fordert, ſtehe in zweiter Linie. Die 
alljährige Beruſung ſei das Fundamentalprinzip, 
nicht die alljahrige Etatbewilligung. Irrthümlicher 
Weiſe betrachten die Liberalen das Budgetrecht als 
den Inbegriff der konſtitutionellen Rechte. Schon 
ein Blick in die preußiſche Verfaſſung beweiſe die⸗ 
ſen Irrthum, denn da weide ausdrücklich geſagt, 
daß die Steuern und Abgaben jo lange fort- 
erhoben werden, bis das Geſetz anders beſtimme. 
Redner legt dagegen die Nothwendigkeit der all- 
jährlichen Berufung des Reichstages dar, die man 
kategoriſch fordern müſſe. Das Extraordinarium 
des Etats müſſe von dem Ordinarium getrennt und 
alljährlich feſtgeſtellt werden, und zwar vor dem 
Budget der-Einzelſtaaten. 

Staatsſekretär v. Bötticher: Ich habe 
zunächſt den durch ſeinen Geſundheitszuſtand an 
der Anwohnung der erſten Berathung zu ſeinem 
Bedauern verhinderten Reichskanzler zu entſchuldi⸗ 
gen. Eine ſo hohe politiſche Bedeutung, wie ſie 
der Abg. v. Bennigſen dem beilegt, hat das 
Wiedervorlegen der Vorlage nicht, dieſelbe iſt im 
Bundesrathe nochmals gründlich erwogen und keine 
Stimme iſt dort gegen eine Wiedervorlage laut 
geworden; konnte aber auch der Bundesrath be- 
denklich ſein, eine ſolche Vorlage Ihnen wieder 
vorzulegen, nachdem im letzten Jahre dieſelben 
Mißſtände von früher in erhöhtem Maße hervor⸗ 
getreten ſind, und um ſo mehr, als hervorragende 
Führer des Centrums und der Freikonſervativen 
früher ſelbſt dieſe Beſtimmungen gefordert hätten. 
Nun ſoll in der Möglichkeit der zweijährigen 
Berufung der Schwerpunkt der Vorlage zu finden 
jein, dies iſt jedoch nicht der Fall, da die ver- 
bündeten Regierungen ſogar bereit ſein würden, 
in dieſen Punkten einem abweichenden Beſchluß des 
Reichstages nachzugeben. Was die zweijährigen 
Etatsperioden anlangt, jo ſind dieſelben nach dem 
Urtheile aller betheiligten Finanzverwaltungen durch- 


Er führbar; das Mittel, welches der Abg. Rickert an⸗ 
7 ö 8 1 


Mittwoch, den 9. März 1881. 


is 


wenden will, wird dieſelben Ziele nicht erreichen. 
Ich bitte Sie alſo, von den hochpolitiſchen Be⸗ 
denken abzuſehen, da entgegen der Annahme des 
Alg. v. Bennigſen die verbündeten Regierungen 
ſich vollſtändig frei wiſſen von dem Vorwurf, daß 
ihre Abſichten darauf ausgehen, die Rechte des 
Reichstages in irgend welcher Weiſe zu be- 
einträchtigen. Ich empfehle Ihnen deshalb die An- 
nahme der Vorlage. (Beifall rechts.) 

Abg. Stumm kann das Mißbilligen der 
Wiedereinbringung der Vorlage nicht begreifen, da 
nur in Folge des Druckes der Nachſeſſion des 
preußiſchen Landtages im vorigen Jahre die ver- 
bündeten Regierungen damit einverſtanden geweſen 
ſeien, daß dieſe Vorlage als weniger dringend 
nicht mehr zur Erledigung gelange. Schon ſeit 
Jahren ſei im Hauſe anerkannt, daß eins der 
Mittel, die Beſchlußunfähigkeit des Hauſes zu be- 
ſeitigen, das ſei, auf die zweijährige Etatsberathung 
einzugehen, dabei ſei es intereſſant, daß gerade 
diejenige Partei im Hauſe, die am meiſten über 
die Zunahme der Apathie klage, die Fortſchritts⸗ 
partei, in den 40 erſten Sitzungen der vorigen 
Reichstagsſeſſion nur mit 61,3 pCt. ihrer Mit⸗ 
glieder anweſend geweſen ſei, während unentſchul⸗ 
digt 19 pCt. fehlten, und das ſei die Partei, von 
der notoriſch die meiſten Mitglieder in Berlin, 
wohnen und die dem Vernehmen nach ihre Mit- 
glieder beſolde, dagegen hätten die Deutſchkonſer⸗ 
vativen, von denen am wenigſten in Berlin woh⸗ 
nen, 84,5 pCt. ihrer Mitglieder anweſend gehabt, 
während nur 2,1 pCt. unentſchuldigt gefehlt hät⸗ 
ten. Das Publikum ſei gerade durch dieſe neun⸗ 
monatlichen parlamentariſchen Debatten übermüdet 
und daher komme ſeine geringe Theilnahme für 
dleſelben und der Zuſtand, daß eine Rede des 
Herrn Dr. Henrici und Richter in einem Vereine 
viel mehr Intereſſe errege als die parlamentariſchen 
Arbeiten. Der Antrag Rickert werde es niemals 
ermöglichen, für Preußen zu überſichtlichen ſtabilen 
Etatsverhältniſſen zu gelangen, am wenigſten werde 
eine Erſparniß an Zeit dadurch herbeigeführt wer⸗ 
den; ebenſo gut wie der Reichstag könne ja auch 


das Abgeordnetenhaus in Preußen ſeine Budget- 


berathungen bejchleunigen. Was nun die Verlän⸗ 
gerung der Legislaturperioden angehe, ſo würde er 
empfehlen, daß die Herren, die ſtets von der eng⸗ 
liſchen Erbweisheit zu reden bereit ſeien, wenn es 
ſich um Oppoſition handle, nun auch mit ihm für 
einen Antrag ſtimmen würden, der entſprechend den 
engliſchen Verhältniſſen die Legislaturperiode von 
3 auf 6 Jahre ausdehnen wolle. Wenn auch in 
dieſem Jatzre die Vorlage keine Majorität finden 
werde, ſo hoffe er, daß es damit wie mit anderen 
Vorlagen gehen werde, die nach oͤfterer Abweiſung 
der Reichstag doch ſchließlich angenommen habe. 
(Beifall.) 

Abg. Dr. Lasker geht auf die ſtaatsrecht⸗ 
liche Frage der Sache ein und behauptet, der 
Reichstag ſolle degradirt werden, von einem gleich- 
berechtigten Faktor des Bundesraths zu einem un- 
tergeordneten, und darüber ſolle man ſo leicht 
hinweggehen und das nicht politiſch nehmen? 
Alles, was bisher an verfaſſungsmäßiger Entwicke⸗ 
lung geſchaffen, ſei nicht durch Fortbildung der 
Geſetzgebung, ſondern durch Ausbildung der Praxis 
geſchaffen worden, und nun ſolle der Reichetag 
von dieſen Rechten abgehen; dadurch falle alles 
das, was er bisher an verfaſſungsmäßiger Macht 
ſich geſichert habe, an den Bundesrath, d. h. nach 
den neueſten Erklärungen des Kanzlers an dieſen. 
Einem Zuſtand aber, wie einem jährlich zuſammen⸗ 
kommenden Reichstage nur alle zwei Jahre ein 
Budget vorgelegt werden ſollte, könne er ſich gar 
nicht denken; wolle dann die Regierung im Geiſte 
der Verfaſſung regieren, ſo müſſe ſie ſofort die 
Etatsüberſchreitungen und Rechnungen vorlegen und 
wenn man dieſe behandeln wolle wie den Etat, ſo 
würde man viel mehr Zeit gebrauchen als jetzt; 
man ſolle nur in Baiern fragen, wie es dort da- 
mit gehe. Sodann empfiehlt Redner den Antrag 
Rickert als den beſten Ausweg. In allen Groß⸗ 
ſtaaten tagten die Parlamente ſo lange, wie in 
Deutſchland der Reichstag und das Abgeortneten- 
haus zuſammengenommen. Der Reichstag habe 
bis zu der unfruchtbaren Reaktionsperiode, mit der 
der Abg. von Marſchall erſt in's Haus gekommen 
ſei, jo viel geleiſtet wie niemals ein anderes Par- 
lament, da für Deutſchland erſt vollſtändig neue 
Verhältniſſe geſchaffen werden mußten. Zu der 
geringen Theilnahme und zu dem geringen Anſehen 
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der Vertretunge körper trage am meiften die ſyſt + 
matiſche Zerſetzung der Parteien durch die Regie⸗ 
rung bei. Redner erklärt, er würde viel mehr ge⸗ * 
tröſtet fein, wenn eine feſte Majorität mit der Re⸗ 
gierung zuſammenhalte; auch wenn dieſe gegen die 
Prinzipien gerichtet ſei, die er fo lange vertheldigt 5 
habe; als heute, wo eine konſervativ liberale, mor⸗ 
gen eine konſervativ⸗centrale Majorität beſtehe und 
Niemand wiſſe, wie morgen die Majorität liegen f 
werde. Ueberhaupt werde die Moͤglichkeit, bald 
mit dieſer, bald mit jener dieſer beiden Majoritä⸗ 
ten zu ſiegen, bald aufhören, indem die nächſten 
Wahlen entweder eine feſte Koalition des Centrums 
und der Konſervativen oder eine Majorität der 
Liberalen bringen würden. Wie man ſich dann 
gegen häufiger wiederkehrende Auflöſungen ſchützen 
wolle bei vierjährigen Legislaturperioden, gegen die 
Redner im Ganzen nicht viel haben würde, wenn 
Deutſchland erſt einmal zu geregelten Verhältniſſen 
zurückgekehrt ſei. Aus dieſen Gründen bitte er, 
den Geſetzentwurf als den unpraktiſchſten Weg, den 
bervorgetretenen Mängeln abzuhelfen, Punkt für 
Punkt abzulehnen. (Beifall links, Ziſchen rechts.) 
Abg. Stumm beantragt Ueberweiſung an 
eine beſondere Kommiſſion von 21 Mitgliedern. 2 
Darauf wird die Vertagung beantragt und 
angenommen. * 
Es folgen perſönliche Bemerkungen. — 
Abg. Freiherr vᷣ Marſchall führt gegen⸗ 
über dem Abg. Lasker aus, feine Aeußerung ven 
der Herabminderung des Anſehens des Reichstages 
ſei lediglich jo aufzufaſſen, daß dieſes Anſehen ge- 
mindert werde, wenn im Verhältniſſe zu ſo langen 
Seſſionen ſo wenig Reſultate erztelt würden, wie 
es ſchon vorgekommen ſei. 8 
Dieſer Erklärung gegenüber nahm der Abg. 
Dr. Lasker feinen Angriff gegen den Freiherrn 
von Marſchall zurück. Be 
Nächſle Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. = 
Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Ber 
rathung, Denkſchrift über die Ausführung der 
Münzgeſetze. 85 
Schluß 4½ Uhr. 
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Dentſchland. 


Berlin, 8. Marz. Nach Einſicht der auf 

[den Erlaß vom 5. Januar d. J erſtatteten Be⸗ 
richte kann der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 

wie derſelbe in einem Erlaß vom 2. März aue⸗ 

ſpricht, die zur Zeit für einzelne Strecken ſtalt⸗ 

findende Berechnung beſonderer Zufchläge zu den 

reglementsmäßigen Lieferſriſten im Verkehr der 
unter Staatsverwaltung ſtehenden Bahnen im All⸗ 

gemeinen nicht mehr für gerechtfertigt erachten. 

Es muß vielmehr für den Lokal- und Wechſelver⸗ 

kehr jener Bahnen dafür Sorge getragen werden, 

daß die Güterbeförderung in dem geſammten vom 
Staat verwalteten Eiſenbahnnetz zu den regel⸗ 
mäßigen Lieferfriſten prompt ausgeführt werde, 
ohne für einzelne Strecken beſondere Zuſchläge n 
Anſpruch zu nehmen. Wenn die betheiligten Ber- 
waltungen glauben, die bisher ihnen geſtatteten 
Zuſchläge für einzelne Verbindungsbahnen im Ver⸗ 
kehr mit anderen nicht unter dieſſeitiger Staats ⸗ 
verwaltung ſtehenden Bahnen auch fernerhin nicht 
entbehren zu können, ſo kann es bis auf Weiteres 
hierbei ſein Bewenden haben. Für den Lokal- 
und Wechſelverkehr ſind jedoch die Zuſchläge, ſo⸗ 
weit dieſelben für Verbindungsbahnen und Traje 
anſtalten bisher berechnet ſind, vom 1. April d. J. 
in Wegfall zu bringen. Für die Zeit der Meſſen 

in Frankfurt a. M., Caſſel, Leipzig und Frank⸗ 

furt a. O. können die bisher geſtatteten Zuſchlags⸗ 

friſten bis auf Welteres mit der Maßgabe beides 

halten merden, daß dieſelben überall für die Zeit 

von 14 Tagen vor bis 8 Tagen nach den Meſſen 

gelten. Die Zuſchlagsfriſt für Frankfurt a. O. 

iſt zugleich von 3 Tagen auf einen Tag einzu⸗ 

ſchränken. Die Zuſchlagsfriſten von je einem 

Tage für die kurzen Wollmarktsperioden in Berlin 

und Poſen find zu beſeitigen, ſofern nicht erheb⸗ 

liche Gründe für die fernere Berechnung derſelben 

vorliegen. —— zu 

Durch den Staatshaushalts-Etat für 1881 82 
iſt beſtimmt worden, daß in der Folge die Ge⸗ 
halter der Kreie- und Amtsſekretäre, unter Beil 2ER 
haltung des bisherigen Durchſchnittsſatzes von jühr⸗ 
lich 2700 M., im Maximum um 300 M., alſo 
von 3300 M. auf 3600 M. zu erhöhen und d 
gegen im Minimum um 300 M., alſo von 210 
M. auf 1800 M. zu ermäßigen ſind. Mit Be⸗ 


“A 


zug des Innern die kö⸗ 
niglichen Reglerungen angewieſen, den vom 1. April 

vd. J. ab etatsmäßig anzuſtellenden Kreis- und 
Amts⸗Sekretären nur ein Gehalt in Höhe von 
1800 M. jährlich zuzubilligen und auch denjenigen 
Beamten, welche von jetzt ab mit der interimiſti⸗ 
ſchen Verwaltung einer ſolchen Stelle beauftragt 
werden, nicht mehr als die genannte Summe zu 
gewähren. Die anderweite Abſtufung der Gehälter 
der Kreis- und Amts⸗-Sekretäre auf die Sätze von 
1800 M. bis 3600 M. wird allmälig in dem 
Maße zur Ausführung kommen, in welchem die 
Mittel dazu bei dem Eintritt von Vakanzen ver- 
flügbar werden. 


Ausland. f 
Paris, 5. März. Am 12. März giebt der 
hieſtge deutſche Quartett-Verein ein Konzert zum 
Beſten der deutſchen Armenſchulen von Paris (Vil- 
leite 93, Rue de Crimée). Dieſes Unternehmen 
fand zuerſt in der hieſigen deutſchen Kolonie keinen 
rechten Anklang, weil dieſe deutſchen Armenſchulen 
lein proteſtantiſch fein ſollten. In der Zwiſchen⸗ 
Zeit iſt aber der Art. 6, der den proteſtantiſchen 
. Religions⸗Unterricht obligatoriſch machte, abgeändert 
worden, ſo daß er heute folgendermaßen lautet: 
„Der Religions-Unterricht iſt der evangeliſche, doch 
finden auch Schüler anderer Konfeſſionen in der 
Schule Aufnahme und können auf Verlangen vom 
Religions -Unterricht entbunden werden.“ Die Zahl 
der Eintrittskarten, welche für das Konzert des 
Q.uartett-Vereins bis jetzt verkauft wurden, iſt jo 
groß, daß, wenn alle Abnehmer ſich einſtellen ſoll⸗ 
ten, nur die Hälfte Platz finden würde. An der 
Spitze dieſes Unternehmens ſtehen Baron von 
Thielmann, deutſcher Botſchaftsrath, der Pfarrer 
Friſius, Rumpf, Grub und Eiſenmann. Dieſe 
Herren find alle proteſtantiſch, aber auch Ehren- 
männer, die ihrem neuen Programm getreu bleiben 
und die deutſchen Armenſchulen nicht dazu benutzen 
werden, konfeſſionelle Propaganda zu machen. 
. Rom, 7. März. Nunmehr liegen Details 
über das furchtbare Erdbeben vor, welches einen 
Theil der bei Neapel gelegeuen Inſel Ischia heim- 
ſuchte und den bekannten reizenden Badeort Caſa— 
micciola faſt gänzlich zerſtörte. Der erſte Erdſtoß 
6 3 war bemerkbar um 1 Uhr 30 Minuten Nachmit⸗ 
tags. Die große Uhr in Caſamicciola blieb ſo⸗ 
fort ſtehen. Die Bewegung war wellenförmig ruch⸗ 
weis und kreiswirbelförmig. Ganze Gebäude ſtürz⸗ 
ten urplötzlich zuſammen. Auf den Gaſſen öffne⸗ 
ö ten ſich Spalten von unabſehbarer Tiefe. Mehrere 
Häuſer bekamen augenblicklich Riſſe von Mannes⸗ 
breite. Die Bewohner ſtürzten wie Wahnſinnige 
in's Freie. Voll Verzweiflung ſchrien und ſuchten 
die Menſchen nach ihren fehlenden Angehörigen. 
Die kleine Garniſon des Städtchens Ischia, 
eine Kompagnie Infanterie mit dem Hauptmann 
Norfini, eilte ſofort nach dem Unglücksorte, dem 
benachbarten Caſamicclola, welches die Hauptreſidenz 
aller Fremden auf der Inſel Jochia iſt. 
Die Soldaten arbeiteten heldenmüthig unter 
fortwährender Lebensgefahr, um die Menſchen aus 
den Trümmern hervorzuziehen. Beim Forttragen 
uin ein improviſirtes Krankenhaus beſtanden die 
Soldaten förmliche Kämpfe mit den vor Schmerz 
wahnſinnig gewordenen Weibern und Männern, 
welche Verwandte auf den Bahren vermutheten und 
ie den Soldaten zu entreißen verſuchten. 
. Die hereinbrechende Nacht erhohte die Schreckens⸗ 
ſienen. Die Arbeiten mußten einige Zeit einge 
fſtellt werden, um nicht ſämmtliche Arbeiter und 
Soldaten beim Aufräumen dem ſicheren Tode aus- 
Aꝛuſetzen. Nothgedrungen hatte man auch fünfzig 
Sträflinge zur Rettungsarbeit herbeiziehen müſſen. 
Be Gegen Abend trafen drei Kriegsdampfer 
mit Aerzten, Genicoffizieren, Sappeurs und 300 
Soldaten aus Neapel ein; auch der Präfekt von 
Neapel erſchten. 
en Der Genieoberſt ließ trotz der Dunkelheit 
während der Nacht die Rettungsarbeiten bei Fackel; 
ſchein wieder aufnehmen. 
8 Un 5 Uhr Morgens hatte man bereits 53 
Leichen hervorgezogen. Offiziere, Soldaten und 
Obrigkeit thaten ihre Pflicht mit bewundernswerther 
Seelbſtverleugnung. Bei Sonnenaufgang bot ſich 
dein entſetzlicher Anblick dar. Wie toll irrten die 
unglücklichen Bewohner am Meeresſtrande umher. 
„Im Zollhauſe lagen die Leichen aufgeſchichtet. 
Von Zeit zu Zeit verkündete dumpfer Donner den 
Einſtur; der Häuſer. Handeringende Weiber, ge- 
aͤngſtigte Kinder heulen und ſchluchzen in herzzer⸗ 
teißender Weiſe. Jeden Augenblick werden Todte 
und Verwundete aus dem Schutte auf Bahren von 
Soldaten in's Freie geſchafft. 
Das Stadthaus iſt eingeſtürzt, der ganze 
obere Theil von Caſamicciola, mit den prachtvollen 
Gaſthäuſern, das Paradies der Fremden, iſt ein 
Schutthaufen und ein Bild des Jammers. Das 
untere Caſamicelola hat weniger gelitten. Zwei 
Badeanſtalten, jene von Manzi und Belliazzt, blie- 
ben unberührt. 
. Die Regierung ließ für den erſten Augenblick 
der Noth ſofort Geld vertheilen an die Obdach— 
loſen. Die Verwundeten wurden in das große 
Hoſpital Pellegrini zu Neapel übergeführt. Viele 
Bewohner verloren plötzlich den Verſtand vor 
Schreck. 
Mit Ausnahme des Dorfes Lacco Ameno 
blieben alle übrigen Ortſchaften auf der Inſel Je- 
chla, auch die Stadt Jochia ſelbſt unverſehrt. Das 
Eßdbeben war ziemlich tjolirt und beſchränkte ſich 
auf den berühmten Mineral-Badeert Caſamicciola, 
ſſen 4000 Einwohner Alles verloren haben. Der 
Seismograph auf dem Veſuv-Obſervatortum mar- 
Urte merkwürdiger Weiſe das Erdbeben nicht. 
Drei Kriegsdampfer: „Esploratore“, „La- 
na“ und „Mario Pagano“ erhalten ununter- 
Frͤeochen den Hülfedienſt mit Neapel, we die außer! 
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ordentliche Beſtürzung fortdauert. 

nachträglich noch zwei Kompagnien Genietruppen 
abgegangen, um weiterem Einſtürzen der Häuſer 
vorzubeugen. Der Schaden Caſamicciolas iſt bei 
der kaum begonnenen Badeſaiſon immens. Von 
den prachtvollen Gaſthäuſern des oberen Stadt- 
theiles am Abhange des alten Vulkans Epomeo 
ſoll nur noch das Hotel Sentinella bewohnbar 
fin (Anm. d. Red. Eine von geſtern 
Mittag datirte Depeſche meldet be⸗ 
kanntlich, daß ein neuer Erdſtoß 
weiteres Unheil anrichtete und die 
verſehrten Häuſer vollends zer⸗ 


ſtörte. 140 Todte und 177 Ber- 

wundete ſind bis jetzt aus den 

Trümmern gezogen.) (B. T.) 
Provinzielles. 


Stettin, 9. März. Aus den Zinſen der 
von dem königlichen Hoflieferanten Kommiſſtons⸗ 
Rath Hoff in Berlin gegründeten Stiftung, welche 
gegenwärtig aus 7950 M. in zinstragenden Pa⸗ 
pieren beſteht, werden nach dem Wunſch des Stif⸗ 
ters alljährlich am Geburtstage Sr. Majeſtät des 
Kaiſers und Königs hülfsbedürftigen Veteranen 
der Feldzüge von 1813 — 15 und Soldaten, welche 
bei der Erſtürmung der Düppeler Schanzen invalid 
geworden find, beſchenkt. In dieſem Jahre erhal- 
ten 12 Veteranen der Feldzüge von 1813 15 
und 4 bei Düppel invalid gewordene Soldaten 
ein Geldgeſchenk von je 18 M., und zwar aus 
unſerer Provinz: Joachim Fink aus Ueckeritz, 
Kreis Uſedom⸗Wollin, und Friedrich Grohn zu 
Schwedt a. O. 

— Lüge Torney nicht auf einem Berge, jo 
ftände den Bewohnern deſſelben wahrſcheinlich eine 
Ueberſchwemmung in optima forma in Ausſicht. 
So aber ſollten fie vor einer zweiten Sündfluth 
verſchont bleiben und nur in die nicht minder be⸗ 
jammernswerthe Situation gelangen, von Steltin 
durch einen plötzlich aus der Tiefe der Erde an 


der Oberfläche erſcheinenden Rieſenſee — vielleicht 
eine Filiale des Damm'ſchen See's — abgeſchnit⸗ 


ten zu werden. In der Krekowerſtraße, in der 
Nähe des Zimmerplatzes von W. Schultz, iſt am 
Dienſtag dieſes Naturwunder zu Tage getreten, 
das, da Abflüſſe durch Rinnſteine nicht vorhanden 
ſind, noch längere Zeit eine Sehenswürdigkeit Tor⸗ 
neys bleiben wird. Spekulanten ſollen bereits 
allerhaud Pläne bearbeitet haben, um vielleicht in 
Form einer Aktien⸗Geſellſchaft daſelbſt eine Dam; 
pferlinie oder ſchwebende Brücken zu errichten. 
Dampfbagger ſind zu ſchwer nach dort zu trans⸗ 
porticen, ſonſt würde ein anderer Unternehmungs⸗ 
luftiger den See ausbaggern und auf feinem à Ju 
Nil gewiß fruchtbaren Boden Gärten und Plan- 
tagen anlegen. Drücken wir uns hiernach etwas 
deutlicher aus, ſo befindet ſich der Weg nach Neu- 
Torfey bei dem wieder eingetretenen Thauwetter 
in einem geradezu un paſſirbaren Zuſtande. 
Der Bürgerſteig ſteht auf über hundert Schritte ganz 
unter Waſſer. Während des langen Froſtwetters, 
welches wir dieſen Winter gehabt, wäre doch wirk- 
lich Zeit genug geweſen, den Weg gehörig in Stand 
zu jegen. Jetzt find allerdings einige wenige Ar- 
beiter damit beſchäftigt, dem Waſſer einen Ablauf 
zu ſchaffen u ſ. w. Wie lange dieſelben aber 
brauchen werden, um damit zu Ende zu kommen, 
und wie lange daher die ca. 3000 Einwohner von 
Neu-Torney noch gezwungen fein werden, durch den 
Schmutz zu waten, iſt vorläufig noch nicht abzu⸗ 
ſehen. Augenblicklich iſt es ſo weit gekommen, 
daß die Arbeiter, welche dieſe Wegeverbeſſerung 
auszuführen haben, die den Weg paſſirenden Kin- 
der durch den Schmutz hindurchtragen. So ſehr 
Letzteres aber auch anzuerkennen, wäre es doch 
wohl Aufgabe unſeres Maglſtrats geweſen, bei 
Zeiten etwas für den Weg zu thun. Unſere Po- 
lizei⸗Direktion würde ſich jedenfalls den Dank aller 
Einwohner Neu-Torney's erwerben, wenn ſie ſich 
von dem jetzigen Zuſtande des Weges einmal ge- 
nau überzeugen und dann, da gütliche Vorſtellun⸗ 
gen bei dem Magiſtrat wenig geholfen zu haben 
ſcheinen, denſelben auf amtlichem Wege zu einer 
beſſeren Inſtandhaltung des Weges anhielte. Nicht 
beſſer ſteht es übrigens auch mit der Querſtraße. 
Dieſelbe ſollte ſchon ſeit lange mit einer aus- 
reichenden Kiesſchüttung verſehen ſein, aber auch 
daran iſt, trotzdem die Straße gerade von Schul- 
kindern ſehr ſtark benutzt wird, noch immer nichts 
geſchehen. 

— Die heutige Sitzung der Strafkammer des 
Landgerichts begann mit einer Anklage wegen 
ſtraſbaren Eigennuges gegen den Maurer Graber 
und die unverehelichte Groß aus Bredow, dieſelben 
wurden jedoch freigeſprochen, nachdem der Eigen- 
thümer Brünkmann aus Bredow, welcher die 
Denunziation gegen dieſelben eingereicht hatte, 
bei ſeiner heutigen Vernehmung zugeſtehen mußte, 
daß er die Sachen der Angeklagten gar nicht mit 
Beſchlag belegt hatte. Da demnach die von Brink⸗ 
mann eingereichte Denunziation mindeſtens auf 
grober Fahrläſſigkeit beruht, wurde derſelbe auf 
Grund des § 501 der Straſprozeß-Ordnung zur 
Zahlung der entſtandenen Koſten verurtheilt. 

Der 50jährige Bernh. Alb. Haaſe aus 
Bieſenthal hat in ſeiner Jugend die Handlung er⸗ 
lernt, iſt aber nicht lange dem Kaufmanneſtande 
treu geblieben, ſondern hat es vorgezogen, die Bahn 
des Verbrechens zu betreten und ſein ganz erheb- 
liches Strafkonto beweiſt, daß er dabei eine große 
Thätigkeit entwickelt hat, denn er hat bereits wegen 
Landſtreichens, Bettelns, Diebſtahls, Hehlerei, Be 
trugs, Falſchung und Meuterei längere Strafen im 
Korrektionehaus, Gefängniß und Zuchthaus ver- 
büßt. Seit dem 12. Juni v. J. trieb ſich der⸗ 
ſelbe wieder bettelnd in der Provinz herum und 
kam am 16. Dezember nach dem Dorfe Linde, 
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dort beitelte er bei einem Bauer und entwendete 
wegen Diebitah's, Bettelns und Landſtreichens an⸗ 
geklagt und wurde mit Rückſicht auf ſeine Vorſtra⸗ 
fen gegen ihn auf 2 Jahr Zuchthaus, Ehrverluſt 
und Stellung unter Polizeiaufſicht, 6 Wochen Haft 
und Ueberweiſung an die Landespolizei erkannt 
Demnächſt betrat ein Angeklagter die An- 
klagebank, deſſen Perſönlichkeit bisher nicht feſtge⸗ 
ſtellt werden konnte. Er ſelbſt nennt ſich Traugott 
Pohl und giebt an, in Lebra gebürtig zu ſein, 
in welchem Orte ſeine Eltern als gymnaſtiſche 
Künſtler bei ſeiner Geburt Quartier genommen 
hätten. Er will ſelbſt „Künſtler“ und nur einm 
wegen Unfuges mit 8 Tagen Gefängniß beſtraft 
worden ſein. Da jedoch in Lebra nach den Kirchen⸗ 
büchern nichts von der Geburt deſſelben bekannt iſt 
und ſich annehmen läßt, daß hinter dem „Künſtler 
Pohl“ ein Verbrecher ſteckt, beſchloß der Gerichts- 
hof, die Sache zu vertagen und erſt zur Ermitte- 
lung der Perſönlichkeit die nöthigen Recherchen an⸗ 
zuſtellen, beſonders denſelben photographiren zu laſſen 
und die Bilder zur Rekognoszirung an Zuchthäuſer 
zu ſenden. 


Kunſt und Literatur. 

Der Parlamentarismus wie er iſt. Von 
Lothar Bucher. 1881. (5 M.) Verlag von Karl 
Krabbe in Stuttgart. J 

Dieſe hochintereſſanten Memoiren eines dem 
Reichskanzler ſo naheſtehenden Mannes werden nicht 
verfehlen, großes Aufſehen zu machen. Wie der 
Verfaſſer im Vorwort ſelbſt ſagt, fällt die Entſte⸗ 
hung des Buches in die beginnende Umwandlung 
der demokratiſchen Partei, der er 1848 angehört 
hatte; daſſelbe bezeugt zugleich die Umwandlung, 


die mit ihm ſelbſt vorging und vorgehen mußte, 


weil er reiche Gelegenheit zum Lernen fand und 
benutzte. Die Tendenz der Schrift iſt gegen die 
mythologiſchen Vorſtellungen gerichtet, welche die 
deutſchen Altliberalen und auch die Demokraten 
von dem engliſchen Staatsweſen hatten, gegen die 


dabei elnen Rock. Deshalb war er heute wieder 


lichen Vortrag, „eine ſchoͤne, dem er 


barien ſich anſchließen. 
Halle erhebt ſich ein Katsfalk, auf welchen der 


zwiſchen den Roſtlagen hindurch nach einem unten 
befindlichen Aſchenfang, aus dem fie dann heraus- 
genommen wird, um in einer Urne Aufbewahrung 
zu finden. Die fo erhaltenen irdiſchen Ueberreſte 
repräſentiren, je nach der Körpergröße des Ver- 
ſtorbenen, 1, 1½—2 Kilogramm und ein Volu⸗ 
men, welches in einem bis zu 2 Liter faſſenden 
Gefaß bequem Platz findet. „Denken Sie ſich“, 
jo ungefähr ſchloß Herr Schneider feinen vortreff⸗ 
en Zwecke 
entſprechende Halle, an welche ſich ſeitlich die ver⸗ 
ſchiedenen Räume, Zimmer für den Geiſtlichen, 
Arzt, Beamten u. |. w. befinden und die Kolum⸗ 
In der Mitte der 


ſprechenden Feierlichkeit offnet ſich vermittels eines 
unſichtbaren Mechanismus der Katafalk. Der 
Sarg wird wie in eine Gruft hinabgeſenkt und 
kommt ſo auf den kleinen Wagen zu ſtehen, 
welcher ihn nach dem unterirdiſch angebrachten 
Ofen befördert, während der Katafalk ſich wieder 
ſchließt. Durch Nichts wird das Gefühl beleidigt, 
denn der Anblick der Aſche, welche nach Beendigung 
des Verbrennungs-Prozeſſes im Beiſein eines Be⸗ 
amten und eines Verwandten oder Freundes aus 
dem Aſchenraum entnommen und in einer Urne 
aufbewahrt wird, kann unmöglich das Gefühl der 
Hinterbliebenen ſo aufregen, wie das Dröhnen der 
auf den Sargdeckel herabfallenden Erde.“ Der 
Redner machte zum Schluß noch einige Mitthei⸗ 
lungen über den Koſtenpunkt. Die Anſchaffung 
des Ofens würde ſich hiernach auf 12,000 Mk. 
ſtellen, während die Koſten für das zur Verwendung 
kommende Brennmaterial verſchwindend klein ſein 
dürften. 


dee Bei wird. Nach Verlauf der ent⸗ 


Haudelsbericht. 
Berlin, 7. März. (Bericht über Butter 
und Eier von J. Bergſon und Alfred Orgler.) 
Ueber die Lage des Buttermarktes iſt wenig 
Erfreuliches zu melden. Der andauernde Winter 


monotone Forderung nach „Parlamentarismus auf erweiſt ſich dem Geſchäft ſehr nachtheilig und an 
allen Gebieten“ und gegen die falſche Annahme, eine durchgreifende Beſſerung deſſelben iſt vor Ein⸗ 
daß die engliſche Verfaſſung das unübertreffliche tritt wärmerer Früßjahrswitterung ſchwerlich zu 
Muſter einer ſolchen, und daß es möglich ſei, Diefe) denken. Flaue Berichte, ſowie mangelnde Aufträge 
aus lauter Kompromiſſen entftandene, England auff von England veranlaßten in feinſten Holſteinern 
den Leib zugeſchnittene Verfaſſung ohne Weiteres und Mecklenburgern einen Preisrückgang von 8 
auf kontinentale Zuſtände, wo alle Grundlagen] Mark per 50 Kilo und trotz dieſer Reaktion wollte 
hierfür fehlen, überzutragen. Da ähnliche Vor- ſich das Geſchäft nicht beleben. An unſerem Platze 
ſtellungen noch heute exiſtiren und ähnliche Forde- iſt es auch ſtill geblieben, Käufer nehmen nur für 
rungen noch jetzt geſtellt werden, trotzdem daß wir den dringendſten Bedarf und von größeren Trans⸗ 
bereits Parlamentarismus auf allen Gebieten haben, aktionen verlautete Nichts. Am meiſten blieb noch 


jo iſt die Publikation heute ſehr zeitgemäß. Manche | feinfte Butter gefrogt, welche nicht genügend zuge⸗ 
Verhältniſſe ſcheinen ſich ähnlich wie 1852 — 54 zu führt wurde, während Mittel⸗ und geringe Sorten 1 
entwickeln und mancher Satz in der Schrift wird wenig Beachtung fanden. f 


vielleicht als Prophezeiung ſich bewahrheiten und 
zitirt werden. 
Buches, das ſich durch Klarheit der Darſtellung 
und durch einen äußerſt lebendigen, feſſelnden Stil 
in hohem Grade auszeichnet, allen e 

TEEN 


Vermiſchtes. 

— Der Verein für Feuerbeſtattung in Ber⸗ 
lin hielt am Freitag Abend im Saale des Geſell⸗ 
ſchaftshauſes eine Verſammlung ab, welche na 
mentlich durch den Vortrag eines Herrn R. Schnei⸗ 
der viel des Intereſſanten bot. Bevor der Herr 
Vorſitzende den Redner der Verſammlung vorſtellte, 
richtete er an die anweſenden Vertreter der Preſſe 
die Bitte, ſich mit der Angelegenheit recht einge⸗ 
hend zu beſchäftigen und hob anerkennend hervor, 
daß die rege Theilnahme, die die Bewegung für 
Einführung der Leichenverbrennung oder jogenann- 
ter Feuerbeſtattung allenthalben gefunden, nament⸗ 
lich auch der Stellungnahme der Preſſe und zwar 
der hervorragendſten Organe derſelben zu danken 
ſei. Auch für Alle, die zu der Frage noch nicht 
entſchieden Stellung genommen haben, dürfte es 
von hohem Intereſſe ſein, die Ausführungen des 
Herrn Schneider zu erfahren und ſomit einen Blick 
in das Syſtem der Leichenverbrennung, wie fie ſpe⸗ 
ziell in Gotha gehandhabt wird, zu thun. Wie 
wir aus dem Vortrage des Herrn Schneider ent- 
nehmen, bedient man ſich dort eines ſogenannten 
Regenerativ-Ofens, Syſtem Siemens, welcher vor 
Verbrennungs Apparaten, wie ſolche in Italien zur 
Anwendung kommen — in Italien iſt die Feuer⸗ 
beſtattung bekanntlich ſchon ſehr en vogue — 
ganz außerordentliche Vorzüge beſitze. In einem 
ſolchen Ofen erreiche man elne rauch- und geruch⸗ 
loſe Verbrennung, bei der jede Verkohlung einzel- 
ner Körpertheile ausgeſchloſſen ſei und die Rück⸗ 
ſtände, Aſche ꝛc, einen das Gefühl der Hinterblie- 
benen nicht verletzenden Anblick bieten. Redner 
zeigte den Verſammelten die Aſche eines in einem 
Siemens'ſchen Ofen verbrannten Pferdes und zweier 
Hunde, welche in Glaskrauſen aufbewahrt war; 
dieſelbe ſah weiß aus und war mit einzelnen ebenjo 
aue ſehenden ſchon durch die leiſeſte Bewegung leicht 
zerbröckelnden Knochenſplittern vermiſcht. Aus dem 
ebenfalls von Herrn Schneider gezeigten und ein⸗ 
gehend erklärten Modell des Ofens, der mit Gas 
gehelzt wird und mit einem Vorwärmer verſehen 
it, konnte man ſich ſehr leicht ein Bild machen, 
in welcher Weiſe der Prozeß der Leichenverbrennung 
nach dieſem Syſtem vor ſich geht. Da es ja die 
Rückſichten für die Leidtragenden wünſchenswerth 
erſcheinen laſſen, den Alt der Verbrennung mög⸗ 
lichſt abzukürzen, Helzſärge aber der Flamme grö- 
ßeren Widerſtand entgegenſetzen als Metallſärge, 
ſo wird die für die Verbrennung beſtimmte Leiche 
gewöhnlich in einen Zinkſarg gebettet, dem ein 
Holzſarg nur für den Leichentransport als Hülle dient. 
Der Zinkſarg verbrennt überaus raſch, nachdem er 
durch die Einführungsthür auf den im oberen Theil 
des Ofens befindlichen Roſt, aus feuerfeſten Stel⸗ 
nen beſtehend, gerollt worden iſt. Die Aſche fällt 


U 


Es notiren ab Verſandtorte: Feine und 


Wir empfehlen die Lektüre dieſes feinſte Holſteiner und Mecklenburger 125 —135 


M., Mittel 120 M., oft- und weſtpreußiſche Guts⸗ 
butter 117—135 e Land- 92 M., 
pommerſche Püchterbutter 98 M., Litthauer 90—93 


IM., Neßzbrücher 90—93 M., Thüringer 88— 


100 M., heſſiſche 88100 M., baierſſche Land⸗ 
— N., baieriſche Sennbutter 95 M,, ſchleſiſche 
89 M., ſchleſiſche feine und feinſte — M., un⸗ 
gariſche, galiziſche, böhmiſche und mähriſche 80— 
90 M., polniſche 93 M. per 50 Kilo. Letztere 
5 Sorten franko hier. 

An der Eierbörſe vom 3. „d. mußte Preis 


in Anbetracht der größeren Produktion nachgeben 


und kam mit M. 3,30 per Schock zur Notiz. 
An heutiger Börſe ſtellte ſich Preis auf M. 3,10 
per Schock. a 

Detailpreis M. 3,20 per Schock. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Prag, 8. Marz. 
iſt der Eiegang hier und ſeit heute früh 5 Uhr 
bei Melnik in vollem Gang dei 1 / Metern über 
normal. | g 

Paris, 8. März. Der Miniſter der Poſten 
und Telegraphen, Cochéry, hat bei den auswärtigen 
Eiſenbahnverwaltungen Schritte gethan, um die 
neuen Beſtimmungen für den Poſtpacketdienſt, deren 
Ausführung urſprünglich für den 1. Oktober in 
Ausſicht genommen war, bereits am 1. Mai ins 
Leben treten zu laſſen. 

Paris, 8. März. Die Deputirtenkammer zog 
den Geſetzentwurf betreffend die Durchbohrung 
des Simplon in Erwägung. 

Der Senat genehmigte den Zoll von 6 Frcs. 
für Weine und von 30 Frcs. für Alkohol. 
London, 8. März. Unter den Schiffen, 
welche an der ſchottiſchen Küſte geſcheitert find, be⸗ 
findet ſich auch die Bremer Bark „Friedrich Pethes“. 
10 Mann von der Beſatzung ſind ertrunken, einer 
wurde gercttet. 

London, 8. März. Unterhaus. Fortſetzung. 
Auf eine weitere Anfrage erwiderte der Premier 
Gladſtone, die Regierung habe keine Inſtruktlonen 
ertheilt, bei den Boern eine Waffenruhe zu bean⸗ 
tragen, fie billige indeſſen das Verhalten des Ge⸗ 
nerals Wood. Die Regierung konne nicht ver⸗ 
ſprechen, daß das Parlament vor dem Friedens- 
ſchluſſe mit den Boern Gelegenheit haben ſolle, 
über die Friedensbedingungen zu debattiren. Ehur⸗ 
dill lündigte hierauf an, er werde morgen die 
Anfrage an die Regierung richten, ob bei der ge⸗ 
genwärtigen Lage der Dinge die in der Thronrede 
in Aueſicht genommene Bindizirung der Autori⸗ 
tät der Königin erreicht worden ſei. Hierauf 
wurde die Speztalberathung der iriſchen Waffenbill 
fortgeſetzt. 1 

Dublin, 8. März. Heute hat die erſte Vir⸗ 
haftung ſeit der Proklamirung des Inkrafttretens 
der Beſtimmungen des Zwangsgeſetzes ſtattgefun⸗ 
den. Verhaftet wurde ein Negoclant Namens 
Walſh aus Caſtlebar, ein 
der Agrarliga. 


Seit geſtern Abend 11 Uhr 


hervorragendes Mitglied 


